
Europaisches Patentamt 	European Patent Office 	Office européen des brevets 
Beschwerdekammern 	 Bords of Appeal 	 Chembres do recours 

IVnroffentltchune Im Amtablatt 	J/,Neln
PubIIc,tlon In th. OffIcll Journal/No 
PubllctIon flu Journal Offlcie 	I/Non 	 *001023*J 

Aktenzeichen / Case Number I N o  du recours: 	T 218/86 - 3 . 2. 1 

Anmeldenummer / Filing No I No de Is demande: 	80 730 047.0 

Veröffentiichungs-Nr. / Publication No I No de Is publication: 	0 023 881 

Bezeichnung der Erfindung: 	Nutzfahrzeugrad fur Einzel- und Zwillingsanordnung 
Title of invention: 
Titre de l'invention 

Kiassifikation / Cassification I Classement : 	B 60 B 3/16, B 60 B 11/06 

ENTSCHEIDUNG / DECISION 

vom/of/du 	22. MArz 1988 

Anmelder I Applicant / Demandeur: 

Patentinhaber / Proprietor of the patent / 	Mannesmann Kronprinz AG 
Titulaire du brevet 

Einsprechender / Opponent I Opposant: 	Compagnie générale des établissements 
Michelin 

Stichwort / Headword I Référence 

EPOIEPcIcBE 	Artikel 56, 84, 114(1), 114(2), 123(3) 

Kennwort/Keyword/Motclé:Erfiflderische TAtigkeit (ja) - Verspãtetes Vorbringen 
(unberucksichtigt) - eindeutige Definition der Erfindung 
(Auslegung) - Schutzbereichserweiterung (nein) 

EPA/EPOIOE8 Form 3030 14188 



Office européen 
des brevets 
Chambres de recours 

Europäisches 	European Patent 
Patentamt 	Office 
Beschwerdekammern 	Boards of Appeal 

Aktenzeichen: T 218/86 	3.2.1 

ENTSCIIEIDUNC 
der Tecimisehen Beschwerdekammer 3.2.1 

vom 22. MArz 1988 

Beschwerdeftihrer: 
(Patentinhaber) 

Vertreter: 

Beschwerdegegner: 
(Einsprechender 01) 

Vertreter: 

Mannesmann Kronprinz AC 
WeyerstraIe 112/114 
D-5650 Solingen 11 (DE) 

PatentanwAlte 
Dipi. -Ing. H.J. Presting 
Dipi. -Ing. W. Meissner 
Dipl. -Ing. P.E. Meissner 	- 
Herbertstra1e 22 
D-1000 Berlin 33 (DE) 

Compagnie generale des établissements Michelin 
F-63040 Clermont-Ferrand Cedex (F) 

M. Renaudie, Jacques 
M. Bauvir, Jacques 
Michelin & Cie. 
Service K. Brevets 
F-63040 Clermont-Ferrand Cedex (F) 

Angefochtene Entscheidung: Entscheidung der Einspruchsabteilung des Euro-
paischen Patentamts vom 13. Mai 1986, mit der das 
europAische Patent Nr. 0 023 881 aufgrund des 
Artikels 102(1) EPU widerrufen worden ist. 

Zusanimensetzung der Kanimer: 

Vorsitzender: P. Delbecque 
Mitglieder: 	F. Gunibel 

0. Bossung 

EPA/EPO/OEB Form 3031 11.86 



1 	 T 218/86 

Sachverhalt und Antrãge 

I. 	Die Beschwerdeführerin ist Inhaberin des europãischen Pa- 

tents Nr. 0 023 881, das mit Wirkung vom 11. April 1984 

auf die am 3. Juli 1980 angemeldete und am 11. Fe-
bruar 1981 veröffentlichte europäische Patentanmeldung 
Nr. 80 730 047.0 erteilt wurde. 

II. 	Gegen diess Patent hat die Beschwerdegegnerin Einspruch 
eingelegt mit der Begrundung, daB der Gegenstand des Pa-
tents nach den Artikein 52 und 56 nicht patentfähig sei, 
da er nicht auf einer erfinderischen Tatigkeit beruhe 

Zur StUtzung dieser Auffassung verwies sie auf folgende 
Druckschriften (Numerierung in Ubereinstiinmung mit derje-
nigen inder angefochtenen Entscheidung): 

DE-A- 2 629 511 

DE-A- 2 635 983 

ATZ, Automobiltechnische Zeitschrift, 
1978, Heft 3, Seiten 107-113 

DE-A- 2 636 996 

US-A- 1 883 641 

US-A- 3 366 421 

AuBerdem inachte sie die offenkundige Vorbenutzung der Rad-
scheiben 5J13 der Firma Lenimerz gemãB den von ihr vorge-
legten Fotographien 1-4 geltend. 

III. Nachdem der Einspruch durch Entscheidung der Einspruchsab-
teilung vom 13. Mai 1986 widerrufen worden war, mit der 
Begründung, daB die Gegenstände der beiden unabhängigen 
Ansprüche 1 und 2 jeweils nicht auf elner erfinderischen 
Tätigkeit beruhten, legte die BeschwerdefUhrerin am 
4. Juli 1986 unter gleichzeitiger Zahlung der Beschwerde- 
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2 	T 218/86 

gebühr Beschwerde em. Die Beschwerdebegründung wurde am 
13. September 1986 eirigereicht. In ihr wird die Auffassung 

vertreten, daB der Gegenstand des Streitpatents durch den 

Stand der Technik nicht nahegelegt werde, daB es vielmehr 

einer erfinderischen Tatigkeit bedurft habe, urn zu ihm zu 

gelangen. 

Die Beschwerdegegnerin (Einsprechende) widersprach in 

ihrem Schriftsatz vom 26. Januar 1987 dein Vorbringen der 

Beschwerdeführerin. Zum Nachweis dafür, daB es bekannt 

war, dieselben Rãder sowohi bei Personenkraftwagen als 

auch bei Anhãngern oder Kombikraftwagen zu benutzen, legte 

sie einen Katalog der Firma Lemmerz vom 1. September 1977 

vor. In einem Ergänzungsschriftsatz vom 24. August 1987 

verwies sie ferner erstmals auf die US-A- 2 317 311. Sie 

hielt ihren im Einspruchsverfahren vertretenen Standpunkt 

aufrecht, dern Gegenstand des Streitpatents fehie es an der 

notwendigen erfinderischen Tätigkeit. 

Nachdem die Beteiligten in einer die Ladung zur mUndlichen 

Verhandlung begleitenden Mitteilung vom 21. Januar 1988 

über Bedenken der Kammer im Hinblick auf die Artikel 123 

(2) und 84 EPU unterrichtet und auch von dem vorläufigen 

Standpunkt der Kammer zu elnigen Sachfragen im Zusammen-

hang mit der Prüfung der Patentfãhigkeit in Kenntnis ge-

setzt worden waren, fand am 22. Mãrz 1988 eine mündliche 

Verhandlung vor der Kammer statt. 

Im Verlaufe dieser Verhandlung erklãrte die Beschwerde-

führerin, daB sie den erteilten Anspruch 2 nicht aufrecht 

erhalte. Sie Uberreichte neue Ansprüche 1 bis 5 sowie eine 

entsprechend geänderte Beschreibung und eine neue Figur 

3. 
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3 	 T 218/86 

Die erteilten Figuren 1 und 2 wurden unveräñdert aufrecht-
erhalten. Sie steilte den Antrag, die angefochtene Ent-
scheidung aufzuheben und das Patent mit den überreichten 
Unterlagen aufrechtzuerhalten, unter Beibehaltung des Be-
griffs "Nutzfahrzeug" im Anspruch 1 und in Zeile 1 der 
Beschreibung. 

Die Beschwerdegegrerin hielt ihren Antrag auf Zurückwei-
sung der Beschwerde aufrecht. 

VI. 	Der geltende Anspruch 1 hat folgenden Wortlaut: 

11 1. Nutzfahrzeugrad aus Blechmaterial für Einzel- und 
Zwillingsanordnung mit elner an der Radaul3enseite und an 
der Radinnenseite vorhandenen durch Feinbearbeitung eben 
ausgebildeten Anlagefläche, die aus einer äul3eren und 
einer inneren ringförmigen Anlageflãche (7, 8 bzw. 17, 18) 
besteht, die durch Vertiefungen an der Spiegelfläche des 
Rades gebildet sind und von denen die innere Anlageflache 
(18) Unterbrechungen (19) aufweist, die mi Bereich der 
Bolzenlöcher (15) angeordnet sind, dadurch gekennzeichnet, 
daB die äuBere (7 bzw. 17) ringförmige Anlagefläche Aus-
sparungen (13) bzw. Unterbrechnungen (14) aufweist, die im 
Bereich der Bolzenlöcher (15) angeordnet sind und radial 
nach aul3en gerichtet sind. 

EntscheidungsgrUnde 

1. 	Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 sowie 
der Regel 64 EPU; sie ist zulässig. 

2.1 	Der geltende Anspruch 1 ist inhaitlich durch die ursprüng- 
lichen Ansprüche 1 und 2 in Verbindung mit Seite 9 Absatz 
2 der ursprünglich eingereichten Beschreibung (Seite 5, 
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4 	 T 218/86 

Absatz 2 der veröffentlichten Patentanmeldung) gestützt. 
Die geltenden Anspruche 2 bis 5 gehen auf die ursprüng-

lichen Ansprüche 4 bis 7 zurück. Auch die neue Beschrei-
bung halt sich im Rahmen des ursprünglich Of fenbarten. Die 
neue Figur 3 1st mit der ursprünglichen Figur 4 identisch. 
Es bestehen daher keine Bedenken gegen die neuen Unter-
lagen im Hinblick auf Artikel 123 (2) EPU. 

2.2 	Die geltenden Ansprüche 1 bis 5 sind auch nicht in der 
Weise geändert worden, daB ihr Schutzbereich gegenuber den 
erteilen Patentansprüchen erweitert wurde, und verstoBen 
mithin nicht gegen Artikel 123 (3) EPU. Die Streichung des 
Wortes "oder" in der dritten Zeile des Anspruchs 1 steilt 
vielmehr eine Beschränkung des Schutzbereichs auf eine von 
drei im erteilten Anspruch 1 enthaltenen Alternativen dar. 
Auch die Streichung der Worte "sowohl die innere ( ... ) als 
auch" im kennzeichnenden Tell des Anspruchs 1 führt zu 
keiner Erweiterung des Schutzbereichs, da bereits im Ober-
begriff festgelegt ist, daB die innere Anlageflãche Unter-
brechungen aufweist. Der Schutzbereich ist nunmehr eindeu-
tig auf ein Nutzfahrzeugrad beschrànkt, dessen innere 
ringfórmige Anlagefläche Unterbrechungen aufweist und des-
sen ãul3ere ringförinige Anlageflãche entweder Unterbrechun-
gen oder Aussparungen hat, und zwar sowohi auf der der 
Bremstrominel bzw. dem Radnabenflansch zugewandten Radin-
nenseite als auch auf der RadauBenseite. Es 1st in diesem 
Zusanunenhang festzustellen, daB die aufrechterhaltene Fi-
gur 2 des Streitpatents mit dem vorstehend definierten 
Sachverhalt insofern nicht vôllig übereinstinuat, als dort 
im Bereich der innernen ringfôrmigen Anlagefläche Aus-
sparungen anstatt der nunmehr für die Erfindung obliga-
torischen Unterbrechungen dargestelit sind. Da jedoch an-
sonsten Ubereinstimmung mit dem Wortlaut des Anspruchs 1 
besteht und da diese Figur die einzige 1st, die die Alter- 
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native "Aussparungen" un Bereich der äul3eren ringförmigen 
Anlagefläche zeigt, wurde von ihrer Streichung abgesehen. 

2.3 	Entgegen der Ansicht der Beschwèrdegegnerin 1st die Kammer 

Uberzeugt, daB der Anspruch 1 das, was unter Schutz ge-

stelit sein soil, mit der notigen Kiarheit zum Ausdruck 

bringt. Es trif ft zwar zu, daB der in diesem Zusainmenhang 

beanstandete Begriff 'tuutzfahrzeugrad" - für sich allein 

betrachtet - nicht eindeutig 1st. Wie aus der Druckschrift 

(8) Seite 107, linke Spalte, Absatz 4 der Einleitung zu 

entnehmen 1st, werderL Radscheiben einer bestiminten Art 

(siehe auch das dortige Bud 1, linke Abbildung) sowohi 

für Personenwagen als auch für Transporter, Leichtlast-

wagen und Landinaschinen, d.h. für Nutzfahrzeuge mi weite-
ren Sinne verwendet, so daB insofern eine gewisse Uber-

schneidung der Begriffe gegeben ist. Andererseits geht 

jedoch nach Uberzeugung der Kammer aus dem Gesanitinhalt 

des Streitpatents, insbesondere aus dem Anspruch 1 selbst 

sowie aus der zur Auslegung des Begriffs "Nutzfahrzeug" 

heranzuziehenden Beschreibung und Zeichnung für den Fach-

mann elndeutig hervor, daB sich das Streitpatent aus- 

schileBlich auf soiche Rãder bezieht, die der in der 

Druckschrift (8), Seite 107, linke Spalte, Absatz 5 der 

Einleitung genannten und in Bud 1 rechts dargesteliten 

zweiten Kategorie entsprechen, weiche Radscheiben grol3er 

Blechdicke für Lastwagen, Oninibusse oder dgl. mit einer 

planen Spiegelpartie betrifft, die zur Ermóglichung der 

Zwillingsinontage in axialer Richtung weit gegenüber der 

Feigenniitte versetzt ist (vgl. radiale EinpreStiefe in 

Bud 2 von (8)). Dies folgt einerseits daraus, daB mm 
Anspruch 1 angegeben ist, daB das Nutzfahrzeugrad "für 

Einzel- und Zwillingsanordnung" geeignet sein soil. Ferner 

wird in Spalte 1 des Streitpatents zum Stand der Technik 

der "gattungsgexnäl3en Art" ausschlieBlich auf Druckschrif-

ten Bezug genommen, die sich eindeutig auf Radscheiben für 
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LKW oder Omnibusse oder ãhnliche Schwerlast-Nutzfahrzeuge 
beziehen. Auch aus der zeichnerischen Darstellung in Fig. 
1 des Streitpatents, die mit der gemãB Bud 1, rechte Ab-
bildung der Druckschrift (8)weitgehend übereinstimmt, geht 
für den Fachmann kiar hervor, daIs es sich bei dern Nutz-
fahrzeugrad gem&B dem Streitpatent urn ein soiches nach der 
in (8), Seite 107, linke Spalte, Absatz 5 genannten Kate-
gone handelt. Der Anspruch 1 entspricht mithin auch dein 
Artikel 84 EPU. 

	

3.1 	GemãI3 Artikel 114 (2) EPU liegt die Entscheidung darUber, 
ob ein verspätetes Vorbringen bei der Prufung der Frage 
der Patentfähigkeit zu berucksichtigen ist, im pflichtge-
mäl3en Ermessen der entscheidenden Instanz, d.h. un vorlie-
genden Fall der Beschwerdekammer, wobei nach Artikel 114 
(1) EPU von Amts wegen überprüft werden muI, ob das be-
treffende Vorbringen für die zu treffende Entscheidung er-
heblich ist, d.h. zu einer anderen Entscheidung hinsicht-
lich der Frage der Erteilung oder der Rechtsbeständigkeit 
eines Patents führen würde als sie ohne dieses Vorbringen 
zu treffen ware. 

	

3.2 	Im vorliegenden Fall sind sowohi die US-A- 2 317 311 als 
auch der Katalog der Firma Leininerz vom 1. September 1977 
als verspätet eingereicht zu betrachten, da sie nach Ab-
lauf der Einspruchsfrist (nãmlich erst im Beschwerdever-
fahren) genannt wurden, ohne daB hierfür eine sachliche 
Notwendigkeit - etwa wegen einer erheblich geãnderten Fas-
sung des Patentbegehrens - bèstanden hãtte. Die Uberprü-
fung durch die Kammer hat ferner ergeben, daB dieses Ma-
terial nicht entscheidungserheblich im vorstehend def 1-
nierten Sinne ist. Es ist daher, wie in Punkt 5.6 der Mit-
teilung der Kammer vom 21. Januar 1988 angekundigt und in 
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der mündlichen Verhandlung vom Vorsitzenden mitgeteilt 

wurde, nicht zu berücksichtigen. Auf eine weitere Begrün-

dung hierzu besteht kein Rechtsanspruch. 

Die Neuheit des Gegenstands des Anspruchs 1 ist von der 

Beschwerdegegnerin nicht bestritten worden. Auch die Uber -

prufung durch die Kanuner hat zu dent Ergebnis geführt, daB 

keine der mt Verfahren befindlichen Druckschriften und 
auch nicht die geltend geinachte of fenkundige Vorbenutzung 

gemäl3 den vorgelegten Fotografien 1 bis 4 ein Nutzfahr-

zeugrad mit sämtlichen im Anspruch 1 angegebenen Merkmalen 

zeigt. Mangels eines diesbezuglichen Vorbringens bedarf es 

keines weiteren Eingehens auf diese Frage. 

Hinsichtlich der in der angefochtenen Entscheidung negativ 

beurteilten und auch von der Beschwerdegegnerin verneinten 

Frage der erfinderischen Tätigkeit 1st folgendes auszu-

fUhren: 

5.1 	Ubereinstiimnend mit den Beteiligten sieht die Kanuner als 

nächstkommenden Stand der Technik denjenigen gemãl3 der 

Druckschrift (3) an, auf den sich der Oberbegriff des An-

spruchs 1 bezieht. Bei diesem bekannten Nutzfahrzeugrad 

ist die für die Kraftübertragung wesentliche ãuBere ring-

färmige Anlagefiäche (vgl. Seite 6, letzter Satz dieser 

Druckschrift, aber auch Seite 2, Absatz 2 der Entgegen-

haltung (9)) durchgehend ausgebildet. Die innere ring -

färmige Anlageflàche kann zur Vermeidung der Verformung 

des Mittenlochs bei sehr starkem Festspannen der Räder mm 

Bereich der Bolzenlöcher Unterbrechnungen aufweisen. 

5.2 	Ausgehend von einem derartigen Stand der Technik wird die 

der Erfindung zugrundeliegende Aufgabe darin gesehen, die 

Anlageverhältnisse mm Spiegelbereich der Radscheibe so zu 
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verbessern, da8 die Dauerfestigkeit erhóht und damit eine 

erhöhte Lebensdauer der Radscheibe erreicht wird. 

Gem&S dem kennzeichnenden Teil des Anspruchs 1 soil dies 

dadurch erreicht werden, daB die ãul3ere ringförmige An-

lagefläche im Bereich der Bolzenlôcher radial ausgerichte-

te Aussparungen oder Unterbrechungen im Bereich der Bol-

zenlächer aufweist. Hierdurch werden die für die Kraft-

Ubertragung zur Verfügung stehenden Flächen auf segment- 

artige Abschnitte beschränkt, was zu einer erhöhten 

Fläcienpressung führt. Es erscheint glaubhaft, daB hier-

durch die Abstandsverànderungen zwischen den Anlageflächen 

(sog. tAtment)  vermindert und dadurch wegen der geringeren 

Korrosion eine Erhôhung der Lebensdauer erreicht wird. 

Auch die Gefahr von aufretenden Unebenheiten oder Ver-

ziehungen der Anlageflächen dürfte sich hierdurch ver-

ringern, da die Kraftübertragung über eindeutig definierte 

Anlagebereiche erfolgt. Dies gilt auch für die Alternative 

mit den Aussparungen, die nach den Angaben der Beschwerde-

führerin für den Fall vorgesehen 1st, dal3 die der âuBeren 

ringförmigen Anlagefláchen gegenUberliegende Anlageflãche 

der Bremstronunel bzw. des Radnabenflansches sich radial 

nur bis zum radial ãuBeren Ende der Aussparungen er-

streckt, so daB auch hier voneinander getrennte segment-

artige Anlagebereiche bestehen. 

5.3 	Die Kainmer stimmt mit der Beschwerdegegnerin darin über- 

em, daB für das Stellen der Aufgabe kein erfinderisches 

Zutun nötig war. Wie aus den Druckschriften (3), (9) und 

insbesondere (2) und (8) hervorgeht, war der Fachmann 

schon bisher bestrebt, die Anlageverháltnisse im Spiegel-

bereich von Nutzfahrzeugrãdern zu verbessern, urn dadurch 

nachteilige Erscheinungen, wie zurn Beispiel das Verziehen 

der Bremstrommel oder das Lockern der Radbefestigung zu 
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9 	 T218/86 

beseitigen bzw. die Erhôhung der Lebensdauer der Radschei-
be zu bewirken. 

	

5.4 	Es trif ft auch zu, daB der Fachmann durch die Druckschrif- 
ten (3) Seite 6, letzter Satz sowie (9) Seite 2, Absatz 2 
und (8) Seite 113, letzter Absatz darauf hingewiesen wird, 

daB es mi Zusammenhang mit der Lôsung der gesteilten Auf-
gabe speziell auf die Anlageverhä].tnisse im Bereiche der 
àul3eren ringförmigen Anlagefláche ankonunt, während der 
inneren ringförmigen Anlagefläche bezuglich der Kraftüber-
tragung nur eine geringe Bedeutung zukommt. 1111 Stand der 
Technik läBt sich jedoch entgegen der Ansicht der Be-
schwerdegegnerin keine Anregung dahingehend finden, zur 
Verbesserung der Anlageverhãltnisse im Sinne der Erhöhung 
der Dauerfestigkeit Unterbrechnungen der Aussparungen an 
einer ebenen, feinbearbeiteten äuBeren ringförmigen An-
lagefläche eines Nutzfahrzeugrads gemäB deni Oberbegriff 
des Anspruchs 1 vorzusehen. 

	

5.5 	Diejenigen Entgegenhaltungen, die sich mit Nutzfahrzeug- 
rãdern mit durch Feinbearbeitung ebenen ringförmigen in-
neren und äul3eren Anlageflãchen befassen, nämuich die 
Druckschriften (2), (3) und (8), vermittein jeweils die 
technische Lehre, die äul3ere ringforinige Anlagefläche mit 
durchgehend gleichbleibender Breite auszubilden. 

Bei der Druckschrift (3) weist die innere ringförmige An-
lagefläche Unterbrechungen auf, doch dienen diese, wie be-
reits erwãhnt, der Verineidung der Verforinung des Mitten-
lochs bei starkem Festspannen der Radbefestigungen. Zu-
gleich wird dort der Fachmann, wie ebenfalls bereits aus-
geführt wurde, darauf hingewiesen, daB der inneren ring-
fôrmigen Anlageflãche für die Kraftübertragung nur eine 
kleine Bedeutung zukommt, d.h. die Kaftübertragung haupt-
sãchlich über die ununterbrochen ausgebildete ãufiere ring- 
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fãrrnige Anlageflãche erfolgt. Auf Grund dieser unter-
schiedlichen Gegebenheiten lag es für den Fachmann nicht 
nahe, die für die innere Anlageflàche bekannten Unter-
brechungen auch an der ãul3eren Anlagefläche auszubilden. 

Der zur Begründung des Naheliegens der beanspruchten Ge-
staltung von der Beschwerdegegnerin besonders hervorgeho-
benen Entgrgenhaltung (8) läIt sich diesbezuglich ent-
nehmen, da3 ringfórmige Anlageflächen entsprechend Bud 6 
auf Seite 109 sich am günstigsten hinsichtlich der Lebens-
dauer vera1ten. Auf Seite 111 wird zwar darauf hingewie-
sen, daB die Güte der Ebenheit der Anlageflächen von deren 
Gr68e abhängt, zugleich wird aber indirekt von einer Ver-
kleinerung abgeraten, indem auf den negativen EinfluJ3 auf 
die Lebensdauer bei der in diesem Zusainmenhang vorgeschla-
genen Sternform der Anlageflächen hingewiesen wird. Im 
übrigen ist verkleinern der Anlageflächen nicht gleichbe-
deutend mit der Anordnung von Unterbrechungen oder Aus-
sparungen. 

5.6 	GemäB der geltend geinachten offenkundigen Vorbenutzung der 
in den Fotografien 1 bis 4 dargesteliten Radscheiben 5J13 
der Firma Lemmerz, die von der Beschwerdeführerin als 
Stand der Technik anerkannt worden ist, und auch aus der 
Druckschrift (11) sind Radscheiben bekannt, die innere und 
ãuJ3ere ringfärmige Anlagebereiche aufweisen, die im Be-
reich der Bolzenlöcher unterbrochen sind (vgl. hinsicht-
lich (11) das Bezugszeichen 22 in den Fig. 1 und 3 zusain-
men mit Spalte 2, Zeilen 29 bis 34). 

Bei diesen bekannten Rãdern handelt es sich jedoch nicht 
urn dieselbe Kategorie von Nutzfahrzeugrädern, die durch 
die vorliegende Erfindung verbessert werden sollen (vgl. 
Punkt 2.3). Vielntehr gehören diese Rãder offensichtlich 
der in der Entgegenhaltung (8) auf Seite 107, linke Spalte 
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zuerst genannten Kategorie von Radscheiben aus relativ 
dünnen Blechen mit durch Tiefziehen stark verformnter Rad-
schüssel an (siehe Bud 1 in (8), linke Darstellung), die 
für Personenwagen oder leichte Nutzfahrzeuge verwendet 
werden sollen und in Einzelanordnung mnontiert werden. DaB 
es sich urn PKW-Räder handelt, ist für die offenkundig vor-
benutzten Rädern von der Beschwerdegegnerin irn ubrigen 
ausdrücklich bestãtigt warden und auch aus der Druck-
schrift (11) làBt sich nichts anderes entnehnien, wobei 
besonders auf die stark verformte Ausbildung der Radschüs-
sel und auf die Angabe in Spalte 1, Zeile 1 hinzuweisen 
ist, daB dieses Rad für die Einzelrnontage bestirnrnt ist. 

5.7 	Die Kamrner ist allerdings ebenso wie die Beschwerdegeg- 
nerin der Auffassung, daB sich der mit der Konstruktion 
von Radscheiben befaBte Fachmnann auch dann, wenn speziell 
Nutzfahrzeugräder verbessert werden sollen, auch be! den 
Rädern für Personenwagen nach rnôglichen Anregungen urnsehen 
wird. Dies gilt insbesondere für den vorliegenden Fall, 
bei dern es sich urn ringförrnige Anlageflächen handelt, bei 
denen bezüglich der auftretenden Beanspruchungen weitge-
hend Ubereinstirnmnende Verhältnisse be! Nutzfahrzeug- und 
Personenfahrzeugrädern bestehen, wie der Fachrnann aus der 
Entgegenhaltung (8) Heft 3, Seite 112, linke Spalte, Zeile 
16 bis rechte Spalte, Zeile 5 entnimmt. 

Anders als die Beschwerdegegnerin komnnit die Kammer jedoch 
zu dern Ergebnis, daB auch dieser Stand der Technik es dern 
Fachrnann nicht nahelegen konnte, be! Nutzfahrzeugrädern 
der mi oberbegriff des Anspruchs 1 angegebenen Gattung die 
ãuBere ringförmi.ge Anlagefläche mit Unterbrechungen oder 
Aussparungen zu versehen. 

Hierzu ist zunächst darauf hinzuweisen, daB bei diesen be-
kannten Rãdern die ringförmnigen Anlageflãchen nicht durch 
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Feinbearbeitung ebene Flächen sind, sondern rippenfôrmige 
Ausformungen, die an der gegenüberliegenden Anlagefläche 
mehr oder weniger linienförmig anliegen, so daB genau de-
finierte Anlagebereiche wie sie bei der Erfindung ange-
strebt werden, dort ohnehin nicht gegeben sind und auch 
durch die dortigen Unterbrechnungen nicht erreicht werden 
kônnen. Insbesondere gibt dieser Stand der Technik dent 
Fachmann keinen Hinweis dahingehend, daB die dort vorhan-
denen Unterbrecliungen irgendeine günstige Auswirkung auf 
die Dauerfestigkeit der Radscheiben haben. Sie konnten 
daher den nach amer Mäglichkeit zur Verbesserung der 
Dauerfestigkeit bei Nutzfahrzeugrãdern der in Frage ste-
henden Gattung suchenden Fachmann nicht dazu anregen, ent-
gegen der den Druckschriften (2), (3) und (8) entnehinbaren 
technischen Lehre, wonach sich eine durchgehende ringfär-
mige Anlagefläche zur iibertragung der auftretenden Kräfte 
am besten eignet, an den hierfür mi wesentlichen wirksanten 
äuBeren Anlageflächen derartige Unterbrechungen vorzu-
sehen. 

Aligemeine fachniännische Uberlegungen führen ebenfalls 
nicht zu der aufgefundenen Lösung. Vielinehr niufite der 
Fachniann im Hinblick auf die durch die Unterbrechungen 
oder Aussparungen zu erwartende Kerbwirkung und die daniit 
verbundenen mâglichen Spannungsspitzen Bedenken gegen eine 
soiche Losung haben und auch der relativ hohe Herstel-
lungsaufwand für die beanspruchte Gestaltung der âuBeren 
Anlagefläche (vgl. Spalte 2, Zeilen 29 bis 36 der Streit-
patentschrift) spricht gegen das Naheliegen der betref-
fenden MaBnahinen, zumal der mi Ergebnis diesen Aufwand 
rechtfertigende Erfoig hinsichtlich der Dauerfestigkeit 
nicht vorhersehbar war. 

5.8 	Die librigen mm Einspruch genannten bzw. auf der Titelseite 
des Streitpatents angegebenen Druckschriften liegen weiter 
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vom Gegenstand der Erfindung entfernt als die vorstehend 
im einzelnen beharidelten Entgegenhaltungen und konnten 
weder für sich noch in Verbindüng mit letzerem etwas zur 
Auffindung der beañspruchtenLosung beitragen. 

5.9 	Aus den vorstehenden Ausführungen folgt, daB auch eine Zu- 
sammenfassung der dem Stand der Technik zu entnehnmenden 
Lehren demn Fachniann keine Anregung geben konnte, aufgrund 
deren er ohne erfinderische Tätigkeit zu dem Nutfahrzeug-
rad gemuäl3 Anspruch 1 hãtte gelangen kännen. 

Der Gegenstand des Anspruchs 1 beruht somnit auf einer 
erfinderischen Tätigkeit un Sinne des Artikels 56 EPU. 

Der Anspruch 1 und die auf ihn ruckbezogenen Ansprüche 2 
bis 5, die auf besondere Ausfuhrungsarten des Pads nach 
dem Anspruch 1 gerichtet sind, haben deshaib Bestand. 

Die Beschreibung 1st an das geltende Begehren angepaBt und 
redaktionell berichtigt worden. Sie entspricht den Vor-
schriften des EPU. 
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Entscheidungsforinel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die Erstinstanz zurückverwiesen mit der 

Auflage, das Patent aufgrund folgender Unterlagen auf-

rechtzuerhalten: 

Anspruche 1 bis 5 und Beschreibung Spalten 1 bis 4 sowie 

Fig. 3, 

jeweils überreicht in der mündlichen Verhandlung vom 

22. März 1988, unter Beibehaltung des Begriffs "Nutzfahr-

zeugrad" im Anspruch 1 und in Spalte 1, Zeile 1 der Be-

schreibung; 

Figuren 1 und 2 gem&B Streitpatentschrift. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

S. FABIANI 
	

P. DELBECQUE 
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